
Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dietmar Friedhoff, Ulrich Oehme und 
der Fraktion der AfD
– Drucksache 19/22528 –

Deutsche Entwicklungszusammenarbeit mit der Republik Mali – Versorgungslage 
der Bevölkerung in den Sektoren Wasser, Nahrung und Energie

1. Wie beurteilt die Bundesregierung die Trinkwasservorräte sowie den Ver-
sorgungsgrad der Bevölkerung mit Trinkwasser in der Republik Mali zum
gegenwärtigen Zeitpunkt (bitte ausführen und begründen)?

2. Wie werden sich nach Einschätzung der Bundesregierung, unter Berück-
sichtigung einer langfristig definierten Entwicklungszusammenarbeit und
der damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen (Theorie des Wan-
dels), die Trinkwasservorräte sowie der Versorgungsgrad der Bevölkerung
mit Trinkwasser in der Republik Mali bis zum Jahr 2030, 2040, 2050, bei
gleichbleibender demographischer Entwicklung, entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 1 bis 2b werden gemeinsam beantwortet.
Der nationale Trinkwasser-Versorgungsgrad in der Republik Mali konnte in den 
letzten Jahren trotz wachsender Bevölkerungszahl leicht gesteigert werden: von 
64 Prozent 2004 auf 69,2 Prozent 2019. Es gibt jedoch erhebliche Disparitäten 
zwischen den ländlichen Regionen einerseits und den großstädtischen Bal-
lungsgebieten anderseits. So haben im ländlichen Raum 65,8 Prozent der Be-
völkerung Zugang zu Trinkwasser, im städtischen Raum sind es 77,7 Prozent 
(Quelle: Jahresbericht der Nationalen Wasserbehörde/Direction nationale de 
l’Hydraulique – DNH, 2019).
Nach Einschätzung der Bundesregierung verfügt Mali grundsätzlich über ein 
ausreichendes Wasserdargebot (Oberflächenwasser und Grundwasser) zur Be-
vorratung und Trinkwasserversorgung (Quelle: „Rapport diagnostique de la 
politique nationale de l’eau“, 2018).
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Ziel der malischen Regierung ist es, bis 2030 die Verfügbarkeit und nachhaltige 
Bewirtschaftung von Trinkwasser und Sanitärversorgung für alle Einwohner zu 
gewährleisten. Dieses Ziel kann jedoch nur durch einen kontinuierlichen Aus-
bau der Versorgungsinfrastruktur erreicht werden. Zudem könnte sich die Res-
source Wasser in den nächsten Jahren aufgrund der Auswirkungen des Klima-
wandels und unzureichender Kapazitäten zur Wiederaufbereitung erheblich 
verringern.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die aufge-
zeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Die Bundesregierung konzentriert sich derzeit in ihrem Engagement im Was-
sersektor in Mali primär auf die Verbesserung der Zugangssicherheit zu Trink-
wasser und Sanitärversorgung in armen, ländlichen und kleinstädtischen Zen-
tren, um die Landflucht in die großen Ballungszentren wie die Hauptstadt 
Bamako abzuschwächen.
Für die Antwort auf die Frage 2c wird auf die Anlage verwiesen. Darin werden 
die erfragten Maßnahmen nach Sektor zusammengefasst.
Die Zielsetzungen der geförderten Maßnahmen ergeben sich in der Regel aus 
dem jeweiligen Projekttitel, worauf verwiesen wird. Des Weiteren enthält die 
deutsche Meldung der öffentlichen Entwicklungszusammenarbeit (Official De-
velopment Assistance – ODA) an den Entwicklungsausschuss der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (https://stats.oecd.org/Ind
ex.aspx?DataSetCode=crs1) zusätzliche Informationen zum Zweck und zu der 
Zielsetzung der jeweiligen Vorhaben. Die ODA-Daten liegen bis einschließlich 
2018 vor. Eine darüber hinausgehende systematische Erfassung bzgl. „Ober- 
und Unterzielsetzung“ für die Vorhaben zivilgesellschaftlicher Organisationen 
(private Träger, Sozialstrukturträger, politischer Stiftungen, Kirchen) erfolgt 
nicht, so dass in diesen Fällen keine entsprechende Darstellung im Detail er-
folgt.
Hinsichtlich der Angabe der Projektnummer des Vorhabens wird auf die Vorbe-
merkung der Bundesregierung zur Antwort auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
der AfD auf Bundestagsdrucksache 19/16828 verwiesen.

3. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Ernährungssituation
der Bevölkerung in der Republik Mali (bitte ausführen und begründen)?

Leben und Gesundheit der Menschen in Mali sind durch Hunger und Mangel-
ernährung deutlich beeinträchtigt. Der Welthunger-Index 2019 stuft die Ernäh-
rungssituation als ernst ein (Platz 83 von 117). 2020 sind noch 16 Prozent 
(mehr als 500.000 Haushalte) der malischen Haushalte (gegenüber 24 Prozent 
in 2017) von chronischer Ernährungsunsicherheit betroffen (Quelle: Enquête 
Nationale sur la Sécurité Alimentaire et Nutritionnelle, 2020). Regional gibt es 
jedoch Unterschiede: so sind in der Region Gao 38 Prozent von chronischer Er-
nährungsunsicherheit betroffen. Auch ist die Qualität der Ernährung unzurei-
chend, insbesondere bei Frauen und Kindern unter zwei Jahren. So ernähren 
sich fast 40 Prozent der Frauen im reproduktiven Alter nicht ausgewogen ge-
nug und leiden daher unter Mikronährstoffdefiziten. Dasselbe gilt für Kinder: 
87 Prozent erhalten keine ausgewogene Ernährung. Die akute Unterernährungs-
rate liegt bei 7 Prozent und die chronische Unterernährungsrate in Mali bei über 
21 Prozent (Quelle: Enquête Nationale sur la Sécurité Alimentaire et Nutrition-
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nelle, 2020). Die Möglichkeiten, sich eine nachhaltige Lebensgrundlage zu 
erwirtschaften, sind gering, da wiederholte Dürreperioden, voranschreitende 
Desertifikation, Bodenerosion und zum Teil auch Überschwemmungen die 
landwirtschaftlichen Tätigkeiten sowohl im Ackerbau als auch in der Viehwirt-
schaft erschweren. Diese Probleme werden durch die anhaltende politische 
Instabilität und gewalttätigen Konflikte im Norden des Landes in Folge der po-
litischen Krise 2012 erheblich verschärft. Zunehmende Extremwetterereignisse 
verschärfen die chronische Ernährungsunsicherheit weiter.
Die Versorgung der Bevölkerung mit Nahrungsmitteln ist wesentlich von der 
landwirtschaftlichen Produktion im eigenen Land im Regenfeldbau und hier 
vor allem von den stark schwankenden Niederschlägen abhängig. Insgesamt ist 
die Versorgung mit Lebensmitteln unzureichend, und die Lebensmittelpreise 
sind im Zuge der COVID-19-Pandemie gestiegen. Nachdem bestehende Vor-
räte aufgebraucht waren und die neue Ernte noch nicht eingebracht war, waren 
zwischen Juni und August 2020 gut 1,34 Mio. Personen (entspricht 6,5 Prozent 
der Bevölkerung) von Hungerkrisen betroffen.

4. Wie wird sich nach Einschätzung bzw. Bewertung der Bundesregierung, 
unter Berücksichtigung einer langfristig definierten Entwicklungszusam-
menarbeit und den damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen 
(Theorie des Wandels), die Ernährungssituation in der Republik Mali bis 
zum Jahr 2030, 2040, 2050, bei gleichbleibender demographischer Ent-
wicklung, entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 4 bis 4b werden gemeinsam beantwortet.
Nach Einschätzung der Bundesregierung wird der Nahrungsmittelbedarf in 
Mali bei gleichbleibender demographischer Entwicklung absehbar steigen. 
Mali verliert zudem durch Klimawandel, Abholzung, Überweidung und nach-
folgende Erosion jedes Jahr ca. 5000 Hektar fruchtbaren Boden.
Mali verfügt gleichwohl über großes Potenzial, um seine Bevölkerung in Zu-
kunft selbst ernähren zu können. Das an natürlichen Ressourcen (Boden, Was-
ser) reiche Land kann große Produktivitätssteigerungen sowohl in der Land-
wirtschaft (vor allem durch Intensivierung und Qualitätsverbesserung) als auch 
in den nachgelagerten Bereichen in der Nacherntetechnologie, der Modernisie-
rung und Effizienzsteigerung in der Verarbeitung und Vermarktung von Nah-
rungsmitteln erreichen. Innovationen in der Mechanisierung und Digitalisie-
rung könnten die dafür notwendigen Voraussetzungen schaffen, ebenso der 
Ausbau der Infrastruktur (Bewässerungsanlagen, erneuerbare Energien, verbes-
serte Lagerhaltungsmethoden und Verarbeitungsanlagen) und die Förderung 
von Handel zwischen den ländlichen Gebieten und den urbanen Zentren.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die aufge-
zeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Hierzu wird verwiesen auf die Anlage und im Übrigen auf die Antwort zu 
Frage 2c.
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5. Wie beurteilt die Bundesregierung die gegenwärtige Energieversorgung 
der Bevölkerung sowie die Energieversorgung der Wirtschaft in der Re-
publik Mali?

6. Wie wird sich nach Einschätzung der Bundesregierung, unter Berücksich-
tigung einer langfristig definierten Entwicklungszusammenarbeit und den 
damit verbundenen notwendigen Voraussetzungen (Theorie des Wandels), 
die Energieversorgung der Bevölkerung und der Wirtschaft in der Repu-
blik Mali bis zum Jahr 2030, 2040, 2050, bei gleichbleibender demogra-
phischer Entwicklung, entwickeln?

a) Welche endogenen Ursachen sind nach Einschätzung der Bundesregie-
rung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

b) Welche exogenen Ursachen sind nach Einschätzung bzw. Bewertung 
der Bundesregierung für die aufgezeigte Entwicklung ursächlich?

Die Fragen 5 bis 6b werden gemeinsam beantwortet.
Die Hälfte der malischen Bevölkerung hat Zugang zur Stromversorgung, wobei 
Unterschiede zwischen Stadt und Land zu verzeichnen sind. Nur 25 Prozent der 
ländlichen Bevölkerung hat Zugang zu Strom, bei der städtischen Bevölkerung 
liegt der Prozentsatz mit 88,6 Prozent deutlich höher. Nach Einschätzung der 
Bundesregierung wird die Nachfrage nach Strom bei gleichbleibender demo-
graphischer und wirtschaftlicher Entwicklung langfristig steigen. Im Jahr 2002 
hatte Mali eine Stromerzeugungskapazität von 854 Gigawattstunden (GWh). 
Seither wurde sie nahezu verdoppelt. Für 2030 wird eine Nachfrage nach 
6000 GWh Strom erwartet, weitergehende Schätzungen liegen nicht vor.
Die Stromproduktion setzt sich zusammen aus 50 Prozent Wasserkraft, 25 Pro-
zent Erdöl- und 25 Prozent Biomasse-Verstromung. Hinzu kommt Strom aus 
kleinen dezentralen dörflichen Solaranlagen, sogenannten Minigrids, der der-
zeit auf vier Prozent geschätzt wird und dessen Anteil kontinuierlich wächst.
Derzeit sind fünf solare Kraftwerke mit einer Kapazität von 220 Megawatt 
peak im Bau, drei weitere mit einer Kapazität von insgesamt 110 Megawatt 
peak sind in Planung.

c) Mit welchen Maßnahmen unterstützt die Bundesregierung die aufge-
zeigte Entwicklung (bitte nach Projekten und Programmen der staat-
lichen und nichtstaatlichen Entwicklungszusammenarbeit, Projekt-
nummer, Laufzeit, Finanzierungsvolumen, konkreter Ober- und Unter-
zielsetzung sowie Durchführungsorganisation bzw. Träger aufschlüs-
seln)?

Hierzu wird verwiesen auf die Anlage und im Übrigen auf die Antwort zu 
Frage 2c.
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